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WILPF (Women’s International League for Peace and Freedom – kurz WILPF), die Frauenliga für 
Frieden und Freiheit, ist die älteste Frauenfriedensorganisation und besteht seit 1915. Damals haben 
über 1000 Frauen und einige Männer in Den Haag gegen den ersten Weltkrieg protestiert, leider 
vergeblich. Die österreichische Sektion von WILPF wurde im Faschismus aufgelöst, die 
Friedensaktivistinnen verfolgt und vertrieben. 2021 konnte die Sektion wieder aufgebaut werden. 
WILPF war 1945 aktiv bei der Gründung der Vereinten Nationen dabei und war eine der ersten 
Organisationen, die beratenden Status bei den Vereinten Nationen erhielten. Multilaterale Arbeit für 
Entwicklung, Frieden und Frauen/Menschenrechte mit einer feministischen, intersektionalen 
Perspektive zählt zu den wichtigsten Zielen von WILPF und da natürlich vor allem die Beendigung von 
Kriegen und nachhaltige Friedenssicherung. Dafür setzen wir uns national und international ein, 
ebenso wie für die Umsetzung der Frauen-, Friedens- und Sicherheitsagenda der Vereinten Nationen.  

Wie die eskalierenden bewaffneten Konflikte und Kriege weltweit und die Gefahr von Eskalationen, 
bis bin zum Einsatz von Atomwaffen weltweit zeigen, ist aktive Friedenspolitik nötiger denn je.  
Der völkerrechtswidrige und leider noch immer anhaltende militärische Angriff Putins auf die Ukraine 
im Jahr 2022 sowie die Besetzung ukrainisches Gebiets schon seit 2014,  machte die militärische 
Verteidigung und Unterstützung der Ukraine notwendig. Wie sich jedoch nach vielen Jahren Krieg 
und zehn- oder sogar hunderttausenden Toten, Millionen von Vertriebenen und der Zerstörung von 
Infrastruktur und Natur zeigt,  ist eine militärische Lösung nicht in Sicht und die Gefahr eines 
langanhaltenden Krieges die Folge. Immer wieder wird dabei auch mit dem Einsatz von Atomwaffen 
gedroht oder diese ins Spiel gebracht.  

Daher  sprechen immer mehr Mitglieder der EU von der Wichtigkeit von Friedensverhandlungen, die 
langfristig angelegt werden müssen. Die Brüchigkeit von militärischen Bündnissen zeigt sich in der 
Krise der NATO. Donald Trump droht als Präsident der USA nicht nur mit dem Ausstieg aus der NATO. 
Er setzt zur Sicherung eigener Interessen völkerrechtswidrige militärische Interventionen und droht 
mit solchen in Venezuela, Grönland und Kuba. Er führt Krieg gegen den Iran gemeinsam mit Israel, 
der trotz Waffenstillstand noch immer nicht beendet ist und eine weltweite Wirtschaftskriese zur 
Folge hat. Die dadurch  hervorgerufene „Ölkrise“ und die nachfolgenden  Wirtschaftskrisen treffen 
weltweit vor allem die ärmsten Menschen. Auch der brüchige „Waffenstillstand“ in Gaza und die 
ungelösten Probleme der unrechtmäßigen Besatzung palästinensischer Gebiete und Ausweitung von 
illegalen Siedlungen zeigen, dass „der Westen“ leider nicht immer auf Basis von Rechtsstaatlichkeit 
und der Internationalen Rechtsordnung agiert, wie Österreich es in seiner erfolgreichen Bewerbung 
für den nicht-ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat versprochen hat.  

Sehr wichtig ist daher die Stärkung der multilateralen Arbeit in den Vereinten Nationen und 
Österreich hat hier auch als UNO-Sitz eine wichtige Rolle. Die erfolgreiche Bewerbung für einen nicht-
ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, der Einsatz für die regelbasierte Ordnung 
sowie die Aktivitäten in der Abrüstung, vor allem der atomaren Abrüstung, sind wichtige Beiträge 
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Österreichs. Die Neutralität ist dabei ein wichtiges Prinzip und hilft in solchen Krisensituationen wie 
der derzeitigen, Spannungen und Konflikte zu überwinden.  Diese Rolle Österreichs für die globale 
Friedenssicherung sollte daher gestärkt werden.  

Steigende Militärausgaben sichern den Weltfrieden nicht, sondern führen zu mehr Eskalation 
Große Sorgen macht uns die  zunehmende Militarisierung und die Steigerung der Militärausgaben in 
Europa. Laut dem schwedischen Forschungsinstitut SIPRI betrugen die weltweiten Militärausgaben im 
Jahr 2025 2.887 Milliarden Dollar. Das Wachstum für Militärausgaben hält in den letzten zehn Jahren 
an und die Ausgaben sind seit 2016 um 41% gestiegen. Die Länder mit den höchsten Militärausgaben 
sind die USA, China, Russland und Deutschland.  

Im Jahre 2025 hat der Generalsekretär der Vereinten Nationen im Auftrag der Generalversammlung 
einen Bericht zu den steigenden Militärausgaben und den Folgen erstellt. Der Bericht trägt den 
Namen „Die Sicherheit, die wir brauchen: Umschichtung der Militärausgaben für eine nachhaltige 
und friedliche Zukunft“.   Militärausgaben werden oft mit Abschreckung und nationaler Sicherheit 1

begründet. Der Bericht zeigt jedoch, dass Studien belegen, dass die erhöhten Militärausgaben nicht 
zu einer Verringerung von militärischen Konflikten geführt haben, im Gegenteil, diese sind 
angestiegen. Aufrüstung verschärft geopolitische Spannungen, befeuert Wettrüsten und erhöhen das 
Konfliktrisiko. Steigenden Militärausgaben verdrängen heute dringend benötigte Ressourcen für 
soziale Investitionen, Armutsbekämpfung, Bildung, Gesundheit, Umweltschutz und Infrastruktur – 
und untergraben damit die Fortschritte bei nahezu allen Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs).  

Grundlegender Wandel in Richtung aktiver Friedensförderung ist notwendig 
Angesichts der gegenwärtigen, miteinander verknüpften Krisen fordert der Bericht des UN-
Generalsekretärs einen grundlegenden Wandel in unserem Verständnis von Sicherheit und deren 
Umsetzung. Anstatt Sicherheit einseitig über militärische Fähigkeiten zu definieren, plädiert der 
Bericht für einen menschenzentrierten, multidimensionalen Ansatz, der auf Würde, Menschen-
rechten und nachhaltiger Entwicklung basiert. Ein Neuansatz, der im Einklang mit der UN-Charta, der 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und einer wachsenden Zahl von Studien basiert, die soziale 
Inklusion und wirtschaftliche Gerechtigkeit mit Frieden und Stabilität verknüpfen.  

Um diesen Wandel umzusetzen, ist es unerlässlich, die globalen Ansätze für Sicherheit und 
Entwicklung neu auszurichten und den Trend steigender Militärausgaben und wachsender 
Finanzierungslücken in anderen Bereichen (Soziales, Gesundheit, Pflege, Bildung und Kultur,  
Klimaschutz, Frauen/Menschenrechte,…) umzukehren. Dies erfordert einen menschenzentrierten 
Ansatz, der auf nachhaltigen Investitionen in Institutionen und Partnerschaften aufbaut, welche den 
Dialog fördern und die Resilienz stärken.  

Die Sicherheit, die wir brauchen – Fünf Punkte Agenda der Vereinten Nationen  
Steigende Militärausgaben führen also nicht  zu mehr Frieden, sondern untergraben Ziele für 
Entwicklung und eine nachhaltige Zukunft, so die Schlussfolgerung des Berichtes. Die 
Herausforderung besteht nun darin, den Trend steigender Militärausgaben und sinkender 
Finanzierung für Bereiche wie Entwicklung, Klimaschutz und Frauen/Menschenrechte umzukehren, 
sich erneut zum Multilateralismus zu bekennen und die globalen Finanzprioritäten neu auszurichten. 
Der Bericht fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, vorausschauend und entschlossen zu 

  „Die Sicherheit, die wir brauchen: Umschichtung der Militärausgaben für eine nachhaltige und friedliche Zukunft“. Der 1

Bericht wurden im Auftrag der UN-Generalversammlung erstellt und 2025 veröffentlicht. 
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handeln, denn die Neuausrichtung globaler Prioritäten ist nicht nur eine Frage fiskalischer Umsicht, 
sondern eine Notwendigkeit für das Überleben der Menschheit. 

Fünf-Punkte-Agenda für Maßnahmen: UN Bericht „Die Sicherheit die wir brauchen“  
Der Bericht skizziert eine Fünf-Punkte-Agenda für die Mitgliedstaaten und die internationale 
Gemeinschaft:  
1. Diplomatie, friedliche Beilegung von Streitigkeiten und vertrauensbildende Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Ursachen steigender Militärausgaben bis 2030 priorisieren.  
2. Militärausgaben in den Mittelpunkt der Abrüstungsgespräche rücken und die Verbindungen 
zwischen Rüstungskontrolle und Entwicklung verbessern.  
3. Transparenz und Rechenschaftspflicht bei Militärausgaben fördern, um Vertrauen zwischen den 
Mitgliedstaaten aufzubauen und die nationale Haushaltsverantwortung zu stärken.  
4. Multilaterale Entwicklungsfinanzierung neu beleben.  
5. Einen menschenzentrierten Ansatz für Sicherheit und nachhaltige Entwicklung vorantreiben.  

Trendwende für nachhaltigen Frieden und  Entwicklung auch in Österreich dringend notwendig  

Auch in Österreich und in der EU ist der Anstieg der Militärausgaben und die Einsparung von 
finanziellen Mitteln in anderen wichtigen Bereichen (Klimaschutz, Gesundheit, Pflege, Bildung und 
Kultur, Frauen/Menschenrechte, …) zu beobachten. Im derzeit geplanten Doppelbudget muss in allen 
Bereichen gespart werden, nur bei den Militärausgaben gibt es einen enormen Anstieg mit dem Ziel 
sogar weiterer Erhöhungen auf 2% des BIP bis 2032. 

Friedensarbeit ist hingegen völlig unterfinanziert, es gibt keine „Aufrüstung“ bei den  Mitteln für 
diplomatische Lösungen von Konflikten, für zivile und zivilgesellschaftliche Maßnahmen, 
Friedenstiftung, Völkerverständigung und soziale Verteidigung. Auch die menschliche Sicherheit, 
ökonomische und soziale Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut, die Verhinderung von 
gesellschaftlichen Spannungen, Konflikten und Extremismus sowie der Ausbau der 
Präventionsmaßnahmen betreffend Gewalt an Frauen und die Gleichstellung der Frauen kommen zu 
kurz.  

Vorschläge und Anliegen:  
• Auch Österreich braucht dringend eine Neu-Ausrichtung, betreffend Investition für 

Friedenssicherung und ein Abgehen von der einseitigen militärischen Aufrüstung. 
• Es braucht eine aktive und nachhaltige Friedenspolitik mit ausreichenden Mitteln.  
• Das Budget 2027/2028 soll einen Aufbaurahmen für eine umfassende und aktive 

Friedenspolitik enthalten. Die Basis dafür sehen wir im Regierungsprogramm im Abschnitt 
„Österreichs Engagement für Frieden und Sicherheit in der Welt fortsetzen“ (S. 127) 

• 500  Millionen Euro sollen in den nächsten Jahren für aktive Friedensarbeit und Friedenspolitik 
bereitgestellt und ein Friedensministerium geschaffen werden (derzeit gibt es keine 
Kompetenzzuständigkeit für Friedenspolitik). Vorrangiges Ziel ist dabei entsprechend der UN-
Charta die Verhinderung von Kriegen und das rasche Stoppen von bewaffneten Konflikten.  
500 Millionen Euro erscheinen viel, da es derzeit praktisch keine Investitionen in 
Friedensmaßnahmen gibt; doch ist es weniger als 2023 die Erneuerung der Panzerflotte 
kostete, und das sollte uns die Friedenssicherung wert sein.  

• Als ersten Schritt schlagen wir die Errichtung eines überparteilichen Bertha von Suttner-Fond 
für Friedensarbeit vor, dotiert mit 50 Millionen Euro.  

Warum brauchen wir 500 Millionen Euro für Friedenspolitik? Was soll damit gemacht werden? Im 
Folgenden detaillierte Vorschläge für Maßnahmen für eine aktive Friedenspolitik.  
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20 Maßnahmen 
Für eine aktive, gendergerechte Friedenspolitik 

„The World is overarmed and peace is underfunded“, sagte der ehemalige UN-Generalsekretär Ban 
Ki-moom. Das hat gravierende Folgen für die Menschen und den Planeten, denn ohne Ressourcen 
können Kriege nicht verhindert, Frieden nicht gesichert werden. Die Zahl der bewaffneten Konflikte 
und Kriege nahm in den letzten Jahren enorm zu. Wir müssen also  mehr in Frieden investieren und 
eine aktive Friedenspolitik betreiben, auch in Österreich, denn laut UN-Charta ist es die 
Verpflichtung jedes UN-Mitgliedsstaates, aktiv zur Verhinderung von Kriegen beizutragen.  

Für eine aktive, effektive und nachhaltige Friedenspolitik ist es in Österreich notwendig, Strukturen 
aufzubauen und ein Netz von staatlichen und zivilgesellschaftlichen Friedensinitiativen zu schaffen, 
die flächendeckend und im Sinne eines umfassenden Konzeptes von menschlicher Sicherheit tätig 
werden. Dafür ist ein adäquates Budget notwendig, das mehr als nur Alibimaßnahmen ermöglicht.  
Ein schrittweiser Aufbauplan für Friedenspolitik ist notwendig, dafür braucht es zumindest einmal  
€ 500 Millionen Euro für die nächsten Jahre. Die im folgenden aufgelisteten Maßnahmen sind erste 
Vorschläge und haben keinen Anspruch auf Vollständigkeit.  

Maßnahmen für eine aktive Friedenspolitik: 

1. Die möglichst rasche Installierung eines Friedensministeriums/Staatssekretariates bzw. einer/s 
Sonderbeauftragten und einer Abteilung für umfassende Friedenssicherung; Aufbau einer 
„Friedensarchitektur“ auf Bundes- und Landesebene.  

2. Auf- und Ausbau von Friedensbüros und Friedensreferaten in allen Bundesländern.  

3. Ausreichende Förderung für die Arbeit zivilgesellschaftlicher Friedensorganisationen im 
gesamten Bundesgebiet und international für: 

- Personelle Ausstattung von zumindest einer Arbeitsstelle pro Gemeinde für Friedenssicherung 
und Gewaltprävention (2.092 Gemeinden). 

- Aufgaben: Bewusstseinsbildung, Wissensvermittlung, Friedensbildung.  
- Aufbau von Community Arbeit (Safe Communities) in allen Bezirken, um Konflikte zu erkennen, 

ihnen frühzeitig zu begegnen und Gewalt zu verhindern;   
- Förderung der Partizipation aller relevanten Gruppen an lokalen Friedensinitiativen unter 

Wahrung ihrer gleichberechtigten und selbstbestimmten Beteiligung; 
- Internationale Vernetzung und Arbeit an Friedenssicherung und Abrüstung im Rahmen der 

Vereinten Nationen, der OSCE und weiterer multi-lateraler Organisationen.  

4. Schaffung von Einrichtungen in allen Bundesländern für Empowerment und Friedenssicherung 
durch und für Frauen und Mädchen mit Schwerpunkt auf dem Empowerment von Gruppen von 
Frauen und Mädchen die als besonders „vulnerabel“ gelten und mehrfache Diskriminierungen 
erleiden. Z.B. durch Programme mit und für geflüchtete Frauen als „Agents for Peace“, als 
Akteurinnen für Frieden und gesellschaftliche Inklusion und Entwicklung.  

5. Aufbau von Einrichtungen für gewaltfreie Kommunikation und Frieden in allen Bundesländern 
und Durchführung von Schulungen für die breite Bevölkerung mit speziellem Fokus auf 
Jugendliche, Frauen und Mädchen.  
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6. Auf- und Ausbau universitärer und außeruniversitärer Forschungseinrichtungen der 
Friedensforschung.  

7. Durchführung von interdisziplinären Forschungsprojekten zu den Themen Frauen/
Menschenrechte und Friedenssicherung im Zusammenhang mit den nachhaltigen 
Entwicklungszielen (SDGs) und Klimagerechtigkeit.  

8. Aufbau von Masterstudien für Friedenssicherung an allen Universitäten mit inkludiertem 
Genderschwerpunkt.  

9. Aufbau von Kompetenz- und Medienzentren für Friedenssicherung, Frauen/Menschenrechte, 
SDGs und Klimagerechtigkeit.   

10. Intensivierung und Förderung der Arbeit von Friedenseinrichtungen in der internationalen und 
multi-lateralen Arbeit zur Annahme und Umsetzung von völkerrechtlichen Vereinbarungen in 
den Bereichen Frieden, Abrüstung, Frauen/Menschenrechte, SDGs, Klimaschutz und anderen 
relevanten Bereichen.  

11. Verstärkte Arbeit an der effektiven Umsetzung und Ausweitung der UN-Resolution 1325 zu 
Frauen, Frieden und Sicherheit und der weiteren Resolutionen zu diesem Bereich.  

12. Förderung der multilateralen Friedensarbeit und Menschen/Frauenrechtsarbeit in 
internationalen Organisationen unter Beteiligung von zivilgesellschaftlichen Organisationen (UN, 
Europarat, EU, OSCE, …).  

13. Vernetzung von Frauen- und Friedensorganisationen auf regionaler wie überregionaler und 
internationaler Ebene. 

14. Förderung von Zusammenarbeit und Bündnissen verschiedener Organisationen und Initiativen 
in den Bereichen Frieden, Frauen/Menschenrechte, Klimaschutz, gerechtes Wirtschaften, 
Gewerkschaften und Demokratie, denn die komplexen Probleme und Herausforderungen, vor 
denen wir stehen, erfordern die Koordination und effektive Zusammenarbeit aller Kräfte.  

15. Laufend nationale und internationale Friedenskonferenzen, Seminare und Aktionen.  
Durchführung einer jährlichen internationalen Friedenskonferenz in Österreich.   

16. Ausbildung von Frauen aus Friedensorganisationen in der Friedensvermittlung und 
Friedenssicherung in Österreich und international. Schaffung verstärkter Möglichkeiten von 
Frauen sich in diesen Bereichen zu engagieren und and nationalen und internationalen Projekten 
der Friedenssicherung aktiv mitzuarbeiten, im Sinne der UN-Frauen, Frieden und 
Sicherheitsagenda.  

17. Mittel für die Ausweitung und flächendeckende Durchführung von neuen und bereits 
bestehenden Friedensprojekten wie „Mayors for Peace“, Friedensatlas, Friedenswege, etc.   

18. Schaffung von Infrastruktur für die zivilgesellschaftliche Frauen/Friedensbewegung. 
Zweckwidmung, gute Ausstattung und Finanzierung eines Teils des Heeresgeschichtlichen 
Museums für eine FRAUENFRIEDENSZENTRUM, sowie weitere Initiativen.  
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19. Laufende Durchführung von Friedensräten in allen Bundesländern und Vernetzung mit 
bestehenden Sicherheitsstrukturen und Blaulichtorganisationen.Beteiligung von 
zivilgesellschaftlichen Friedens- und Menschen/Frauenrechtsorganisationen an der Erstellung 
von regionalen und nationalen Sicherheitsstrategien.  

20. Ausbauplan: Ziel der Bereitstellung eines jährlichen Friedensbudgets von € 500 Millionen Euro 
zur Umsetzung der Vorschläge für die umfassende und nachhaltige Friedenssicherung.  

Viele der dargelegten Ziele und Vorschläge erscheinen „utopisch“ oder „unrealistisch“.  Das ist ein 
Zeichen dafür, dass wir es nicht gewohnt sind, im Rahmen einer umfassenden Friedenspolitik  zu 
denken und zu handeln. Dass wir Krieg und Gewalt für unausweichlich halten und uns eine Welt ohne 
Krieg kaum vorstellen können. Wenn wir  so wenig wie bisher in den Frieden investieren, können wird 
tatsächlich nicht erfolgreich sein im Ziel einen Weltfrieden zu erreichen.  
Ein Bespiel: 

• Die  weltweiten jährlichen Militärausgaben stiegen in den letzten zehn Jahren laufend an und 
betrugen im Jahr 2025 2880  Milliarden US Dollar. 

• Im Vergleich dazu betrug das UN-Budget im Jahr 2025 nur 3,72 Milliarden US-Dollar. 
• Im Jahr 2025 wurde also 774-mal mehr Geld für Militär ausgegeben, als für die gesamte 

Arbeit der UN für Entwicklung, Menschenrechte und Frieden!  
• Im Jahr 2026 betrug das UN-Budget aufgrund der Kürzungen nur mehr 3,45 Milliarden  

US-Dollar, das sind 15% weniger als 2025. 

Wie beim Klimawandel ist es dringend notwendig, dass wir umdenken und neue Wege einschlagen. 
Dass wir unsere Ressourcen schonen und umfassende Mittel für Sorgearbeit und Gewaltfreiheit 
bereitstellen. Dass wir in globalen und nachhaltigen Frieden und in Abrüstung investieren und in die 
Vermeidung von Kriegen und bewaffneten Konflikten.  
Das ist ein langer Weg, doch ist es höchste Zeit ihn zu beschreiten.  

Atomwissenschaftler*innen haben 2026 die sogenannte Weltuntergangsuhr – Dooms Day Clock –  
symbolisch auf 85 Sekunden vor Mitternacht vorgestellt. Sie mahnen, dass die Gefahr dafür, dass sich 
die Menschheit durch einen Atomkrieg oder den Klimawandel selbst auslöscht, so groß sei wie seit 
der Einrichtung der Uhr im Jahr 1947 nicht. 

Es ist also allerhöchste Zeit zu handeln und es braucht umfassende Friedensinitiativen und einen 
langen Atem. Denn wie die Autorin Marlene Streeruwitz in ihrem „Handbuch gegen den Krieg“ 
postuliert: „Frieden ist zunächst nur eine Annäherung an Gewaltlosigkeit und wird das wohl sehr 
lange bleiben müssen. Aber. Es muss auf diesem Weg aufgebrochen werden. Weil wir von Frieden 
nichts wissen können, geht es um die vorsichtige Suche nach einer Kultur, die sich vor Frieden nicht 
scheut.“ 

„Frieden ist Leben“ (Marlene Streeruwitz) 

Redaktion:  Rosa Logar (Wilpf Vorstandsvorsitzende),  Kontakt:  info@wilpf.at     
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